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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der VdW Rheinland Westfalen dankt für die Gelegenheit, neben den Experten aus der Pflege- und 

Gesundheitswissenschaft, der Branche der Pflegedienstleister sowie den kommunalen Vertretern 

auch aus Sicht der Wohnungswirtschaft Stellung nehmen zu können. Er wird in der mündlichen 

Anhörung am 29. August 2014 unterstützt von InWIS Forschung & Beratung GmbH, Bochum 

(Institut für Wohnungswesen, Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regionalentwicklung).  

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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Stellungnahme des VdW Rheinland Westfalen 

zum Hearing im Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
am 29. August 2014 

 
 

 

 

1. Vorbemerkungen 

In der Einladung zum Hearing heißt es, eine gemeinsame Bedarfseinschätzung soll Ziel eines wei-

teren Fachgespräches und somit des Hearings sein. 

  

Dazu werden die vier Fragen gestellt: 

1. Wie soll der Bedarf zukunftsgerecht abgedeckt werden? 

2. Was resultiert hieraus qualitativ und quantitativ für die zukünftige Planung? 

3. Was bedeutet dies ggfs. für die weitere Gestaltung des Förderrahmens? 

4. Welche Anforderungen werden an die kommunale Pflegeplanung gestellt? 

 

Hinsichtlich der Einschätzung zukünftiger Versorgungsbedarfe ist der unterschiedliche Mix aus 

ambulanter Versorgung, Versorgung in der Familie und stationärer Versorgung unter Einbeziehung 

neuer Wohnformen dabei zu beachten. 

 

Die rund 460 Mitgliedsunternehmen des VdW Rheinland Westfalen mit 1,1 Millionen Miet-

Wohnungen in NRW engagieren sich im Rahmen des o.a. Versorgungs-Mix (mit wenigen Aus-

nahmen) in den Bereichen Wohnen mit Service, beim Wohnen mit ambulanter Versorgung sowie 

bei den neuen Wohnformen. Nur vereinzelt haben Unternehmen stationäre Einrichtungen gebaut. 

Sie vermieten und/oder verkaufen diese zudem an Betreiber. 

 

Das derzeitige wie auch perspektivische Engagement der Wohnungswirtschaft und somit auch ihr 

Erfahrungshintergrund und Expertenwissen liegen themenspezifisch beim altengerechten Wohnen 

im Quartier. Sie bewegt sich damit im präventiven Bereich, in Kooperation mit Pflege- und Ge-

sundheitsdienstleistern auch im ambulanten Betreuungs- und Pflegebereich, nicht im Bereich der 

stationären Pflege. Vor diesem Hintergrund nimmt die Wohnungswirtschaft im Folgenden Stellung. 
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2. Zu den Fragestellungen im Einzelnen: 

  

(1) Wie soll der Bedarf zukunftsgerecht abgedeckt werden? 

 

Eine ganze Reihe von Studien befasst sich angesichts des demographischen Wandels mit den 

spezifischen Bedarfs- und Angebotseinschätzungen (zuletzt erschienen: Wohnatlas des KDA 

mit Wüstenrot Stiftung; Evaluation des KfW-Programms Altersgerecht Umbauen, Endbericht 

von prognos im Auftrag der KfW, Potenzialanalyse altersgerechte Wohnungsanpassung von 

prognos i.A. des BBSR). 

 

Je nach Auftraggeber und Stoßrichtung der zahlreichen Studien fallen diese, auch bezogen auf 

die verschiedenen Zielgruppen der älteren Menschen unterschiedlich hoch aus. Dessen unge-

achtet dürfte es eine Übereinkunft dahingehend geben, dass die zukünftigen quantitativen Be-

darfe im Abgleich mit der Entwicklung der spezifischen Angebote weiterhin große Versor-

gungslücken erzeugen. 

 

Der Ländervergleich des KDA (Quelle: Wohnatlas) zeigt jedoch auf, dass landespolitische 

Weichenstellungen, begleitet von rechtlichen, finanziellen, personellen wie konzeptionellen 

Maßnahmen, quantitative wie qualitative „Fortschritte“ in der altersgerechten und pflegerischen 

Versorgung bewirken können. 

 

Die Einschätzung von Bedarfen wird neben der rein quantitativen Einschätzung auch stark von 

den erwünschten Qualitäten bestimmt. Qualitative Bedarfs-Einschätzungen sind normativ ge-

prägt. Der überwiegende Wunsch älterer Menschen so lange als möglich zu Hause bzw. in ih-

rem Wohnumfeld und Beziehungsmustern verbleiben zu wollen, zählt dazu. 

 

Es liegt auf der Hand, dass der VdW Rheinland Westfalen diese Zielstellung unterstützt. Sein 

Know-how und die Investitionskraft seiner Mitgliedsunternehmen konzentrieren sich auf den 

Wohnungsbereich. Sein perspektivisches Interesse geht dahin, so lange als möglich seine Mie-

terschaft am Wohnstandort im Quartier zu halten. Dieses Interesse geht mit dem überwiegen-

den Wunsch der Mieter überein. Darüber hinaus wird der möglichst langen Versorgung zu  
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Hause im Sinne altersgerechter Wohnbedingungen eine große präventive Wirkung zuge-

schrieben mit nicht unerheblichen fiskalischen Effekten bzw. Entlastungspotenzialen für die 

Sozial- und Pflegekassen. 

 

Vor diesem Hintergrund sollte die Herstellung altersgerechter Wohnbedingungen auch in NRW 

perspektivisch einen kräftigen Schub erfahren. 

 

Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass das derzeitige Angebot altersgerechter Wohnungen 

bzw. Quartiere zu gering ist und bezogen auf die Zahl der Wohnungen eine schlechte Datenla-

ge vorliegt. Gründe hierfür sind die mangelnde, nicht einheitliche  Definition altersgerechter 

Wohnungen, die heterogene Eigentümerstruktur u.a.  

Auf die besonderen Schwierigkeiten dieser Datenlage weisen der KDA in seinem Wohnatlas 

wie auch andere einschlägige Institute immer wieder hin.  

 

Der Verband der Wohnungswirtschaft kann diese mangelhafte Datenlage, insbesondere im 

Hinblick auf den Wohnungsbestand, nur bestätigen. Im Rahmen des „Bündnisses für Wohnen 

NRW - bezahlbar, generationengerecht und energieeffizient“  mit der Landesregierung NRW 

unternehmen die Bündnis-Partner erstmals den Versuch, eine empirisch verlässliche Erhebung 

von möglichst barrierefreien Wohnungen im Bestand  durchzuführen. Bisher liegen dem Ver-

band eher grobe Hochschätzungen vor, die allerdings eine überdurchschnittliche Versorgung 

seitens der institutionellen Wohnungswirtschaft (insbesondere von Seiten der Wohnungsge-

nossenschaften und kommunalen Wohnungsunternehmen) belegen.  

 

Auch die Erhebung der Angebotsseite im Rahmen des „Bündnisses für Wohnen“ beschränkt 

sich auf das Wohnungsangebot der organisierten Wohnungswirtschaft (VdW RW und BFW 

NRW). Die im VdW RW organisierten Mitgliedsunternehmen decken mit ihren 1,1 Millionen 

Wohnungen nur gut 20-25 Prozent des Mietwohnungsmarktes in NRW ab.  
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(2) Was resultiert hieraus qualitativ und quantitativ für die zukünftige Planung? 

 

Unbestritten ist, dass die spezifischen Nachfrage der drei Zielgruppen: Personen über 65 Jahre 

ohne stationäre Pflegebedürftige, Personen über 65 Jahren mit Bewegungseinschränkungen 

ohne stationäre Pflegebedürftige und ambulante Pflegebedürftige (Definition nach prognos), 

also die Zielgruppen für altersgerechte Wohnungen, auch perspektivisch das mögliche, mach-

bare Angebot übersteigen wird. Umso mehr sollte der Ausbau des Angebots einen starken 

Schub erfahren.   

 

Die Zielrichtung der Anstrengungen muss dabei auf dem Wohnungsbestand liegen, da die 

meisten älteren Menschen dort bereits wohnen und die machbaren Neubauquoten, die ange-

sichts der ansteigenden Altersarmut vorrangig im preiswerten Segment liegen sollten, kaum 

ausreichen werden. 

 

Im Mittelpunkt der altersgerechten Herrichtung der Wohnungsbestände stehen die Maßnah-

men zum Abbau von Barrieren. Um eine Breitenwirkung erzielen zu können, sollten die KfW-

Anforderungen an das altersgerechte Bauen als genereller Maßstab gelten. Dies gilt insbeson-

dere im Hinblick auf die Ausgestaltung von Anforderungen im Rahmen von Förderprogrammen 

des Landes (Wohnraumförderung) wie für die geplante Novellierung der Landesbauordnung. 

 

Eine besondere Rolle im Spektrum des altersgerechten Wohnens nehmen die besonderen 

Wohnformen ein. Wohngemeinschaften, für die der KDA beispielsweise eine anwachsende 

Nachfrage zuschreibt, werden nach der LBauO NRW (ab einer bestimmten Flächengröße über 

200 m²) als Sonderbauten und Einrichtung eingestuft mit der Folge, dass hinsichtlich des 

Brandschutzes (einschließlich Evakuierungspräsenz) besondere Anforderungen zu erfüllen 

sind. Damit wird das übliche Anforderungsspektrum an die Gestaltung sicheren Wohnraums 

verlassen bzw. überschritten, weshalb die Ausweitung dieser Wohnform von Seiten der Woh-

nungswirtschaft nicht in dem Maße betrieben wird wie vor Ort erwünscht.  

 

Die Zielsetzung der Stärkung solcher nicht-stationärer Wohnformen steht somit hinsichtlich der 

Bauanforderungen und Einstufung als Sonderbau/Einrichtung (und nicht als Form des Woh-

nens) im Konflikt. Die Grenzen des selbstbestimmten Wohnens mit dem Übergang zu einem  
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besonderen Schutzbedürfnis sind hier fließend, allein schon unter zeitdynamischer Betrach-

tung. Hier besteht nach Ansicht des VdW Rheinland Westfalen dringender Klärungs- und Bera-

tungsbedarf, insbesondere hinsichtlich der unterschiedlichen Handhabung der örtlichen Bau-

aufsichten und Feuerwehren. Da auch von Seiten der Wohnraumförderung des Landes im 

Sinne ressortübergreifender Zusammenarbeit Wohngemeinschaften ausdrücklich eine Förde-

rung erhalten, wären erhöhte Anforderungen wg. der Einstufung als Sonderbau auszugleichen. 

 

Jenseits der passenden physischen Bereitstellung von altersgerechtem Wohnraum nimmt des-

sen Einbettung in das Quartier, hier als komplexer Ausdruck für ein altengerechtes Wohnum-

feld, für nachbarschaftliche, ehrenamtliche Dienstleistung und Vernetzung, für dezentral agie-

rende gesundheitliche und pflegerische Infrastruktur eine bedeutende Rolle für ein qualitativ 

gutes und sicheres Wohnen im Alter ein. 

 

Die Anforderungen an ein solches altengerechtes Quartier sind komplex. Sie erfordern ein 

Umdenken von vielen Seiten/Beteiligten (Wohnungswirtschaft, anderen Eigentümergruppen, 

Pflege- und Gesundheitswirtschaft, Pflege- und Sozialkassen, Kommunen etc.). Nicht die klas-

sische Versorgungsform und Aufteilung in nicht-stationär und stationär sollte im Vordergrund 

personeller und finanzieller Ressourcenzuteilung  stehen, sondern die Zuführung, Öffnung und 

Bündelung/Vernetzung dieser Ressourcen zu dem Ort des älteren Menschen hin. Hilfestellung 

im gesundheitlichen Bereich, die Einbindung in Strukturen der Ansprache u. ä. stützen und för-

dern die Autonomie der älteren Menschen, wirken präventiv wirken und können altersbedingte 

Einschränkungen hinauszögern oder sogar kompensieren. Dieser quartiersbezogene Ansatz, 

wie er auch von den beiden Ministerien unterstützt wird, wird von der Wohnungswirtschaft be-

grüßt. (Weitere empfehlende Hinweise zur aktuellen Situation, Rahmenbedingungen und neue Struktu-

ren für den Quartiersansatz gibt Prof. Dr. Rolf G. Heinze (Lehrstuhl für Allgemeine Soziologie, Arbeit und 

Wirtschaft an der Ruhr-Universität Bochum (RUB) und Wiss. Direktor am InWIS an der RUB) in einem 

Aufsatz  in Heft 2.2013 Informationen zur Raumentwicklung, den wir beifügen) 



 

6 
 

(3) Was bedeutet dies ggfs. für die weitere Gestaltung des Förderrahmens? 

 

Einzelne Hinweise zur Wohnraumförderung finden sich bereits in der Beantwortung der Frage 

zu (2). 

 

Auch der Bund muss angesichts der hohen Bedarfe in den kommenden Jahren deutlich mehr 

Mittel für den altersgerechten Umbau bereitstellen.  Wie die Evaluation des KfW-Programms 

durch prognos zeigt, profitiert Nordrhein-Westfalen im Vergleich mit den anderen Bundeslän-

dern auch von dieser Förderung. Die Zahl der nach dem KfW-Programm geförderten 

Wohneinheiten ist in Nordrhein-Westfalen am höchsten. 

 

 

(4) Welche Anforderungen werden an die kommunale Pflegeplanung gestellt? 

 

Allein die schon zu (1) gemachten Ausführungen zur mangelhaften Datenlage verweisen nach 

Auffassung des Verbandes darauf, welch große Bedeutung der kommunalen Pflegeplanung 

und in diesem Rahmen einer lokalen Bedarfsermittlung und Angebotseinschätzung zukommt. 

Die Wohnungswirtschaft kann aus der guten Kenntnis der Entwicklung der sehr heterogenen 

Wohnungsmärkte in NRW nur betonen, dass wohnbezogene Bedarfsermittlungen gerade in 

NRW mit schrumpfenden, wachsenden, stagnierenden, sich parallel mit Leerstand und Wach-

sen entwickelnden Teilmärkten, mit jungen und älter gewordenen Städten und Stadtteilen oder 

Dörfern, seriös im Hinblick auf die Planung von passenden Angeboten eigentlich nur noch lokal 

erfolgen kann und sollte. Große, eher grob geschätzte Bedarfszahlen sind als Trendgrößen si-

cher hilfreich im Hinblick auf Forderungen und Empfehlungen zu Finanzierungs- und Förde-

rungsfragen und/oder Personal-/Ressourcenfragen. Im Hinblick auf die Planung/Projektierung 

passender Bau- und Wohnungsangebote mit hohen Investitionen, die immobil sind, taugen 

diese weniger.  

 

Ein weiteres Dilemma kommt hinzu. Um spezifische Versorgungslücken zu ermitteln, ist neben 

der Nachfrageseite, die angesichts der bereits lebenden älteren Menschen quantitativ gut er-

mittelt und prognostiziert werden kann, die spezifische Angebotsseite zu kennen. Auch diese 

Seite dürften die Kommunen, trotz mangelhafter Datenlage im Wohnungsbereich, insbesonde-
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re bei den privaten Einzeleigentümern, dennoch lokal- bzw. quartiersspezifisch besser ein-

schätzen können.  

 

Auch können die Kommunen den erwünschten Mix an Wohn- und Versorgungsformen besser 

steuern und beeinflussen. Nicht zuletzt kommt gerade ihnen eine besondere Verantwortung 

und Aufgabe hinsichtlich der Stärkung des Quartiersansatzes zu. Gerade in Wohnquartieren 

und den Gebieten der Stadterneuerung und Sozialen Stadt sind die Wohnungsunternehmen 

des Verbandes seit langem ein verlässlicher Partner der Städte. Das Bündnis für Wohnen, die 

Quartiersstrategie insbesondere der beiden Ministerien (Ministerium für Gesundheit, Emanzi-

pation, Pflege und Alter sowie Ministerium für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr) 

können nur auf lokaler Ebene in sichtbare Ergebnisse der altengerechten Versorgung münden. 

Insoweit sind auch die Kommunen die ersten Ansprechpartner für Bauherren/Investoren, für 

die Bewohner wie für die weiteren notwendigen Dienstleistern und Infrastrukturen, die es im 

Quartier braucht. 

 

Düsseldorf, den 22. August 2014 

 

 

 

 

Anlage 
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Rolf G. Heinze Altengerechtes Wohnen: Aktuelle Situation, 
Rahmenbedingungen und neue Strukturen 

Je älter ein Mensch ist, desto mehr Zeit 
verbringt er in der eigenen Wohnung, die 
zunehmend zum Lebensmittelpunkt wird. 
Damit verbunden steigen die Anforde-
rungen und Ansprüche an die Wohnquali-
tät, vor allem in den Bereichen Sicherheit, 
Komfort und nicht zuletzt Bezahlbarkeit. 
Die starke Verbundenheit mit dem eigenen 
Wohnumfeld impliziert oft auch eine kriti-
sche Haltung gegenüber stationärer Alten-
hilfeeinrichtungen. Die Selbstständigkeit 
erhaltende Gestaltung der Wohnung gilt 
heute als zentrales Merkmal von Wohnqua-
lität. Wohnungen konstruieren auch die 
eigene Lebenswirklichkeit, sind mit vielen 
Erinnerungen versehen und geben damit 
Sicherheit. Dies gilt vor allem in unsicheren 
Zeiten, wo sie ein Ort der Privatheit und des 
Schutzes sind. Die Wohnung bietet Heimat 
in einer globalisierten Welt. Es gibt jedoch 
keinen homogenen Wohnungsmarkt, viel-
mehr differenzieren sich die Wohnwünsche 
durch die wachsende Pluralisierung der Ge-
sellschaft immer weiter aus. 

1  Soziokulturelle Rahmenbe-
dingungen der älteren Generation

Die aktuellen Prognosen des Statistischen 
Bundesamtes gehen davon aus, dass die 
Zahl der Haushalte bis 2025 um etwa 2,2 % 
steigen wird. Wichtig ist dabei die Betrach-
tung der Haushaltsgrößen. Denn während 
die Zahl der Einpersonenhaushalte um 10 % 
steigt, sinkt die Zahl der Haushalte mit drei 
und vier Personen sowie die Fünfpersonen-
haushalte um mindestens 20 %. Bei den 
Einpersonenhaushalten kommen neben 
den bereits seit Jahren dominierenden über 
60-Jährigen vermehrt jüngere Altersklassen 
hinzu. 

Im Folgenden sollen die Zufriedenheit und 
die Wünsche der älteren Generation bezüg-
lich ihrer Wohnsituation diskutiert werden. 
Der Beitrag basiert auf den Ergebnissen ei-
ner aktuellen Studie, an der der Autor mit-
gewirkt hat. 

Prof. Dr. Rolf G. Heinze

Lehrstuhl für Allgemeine

Soziologie, Arbeit und

Wirtschaft  

an der Ruhr-Universität

Bochum (RUB) und 

Wiss. Dir. am InWIS  

an der RUB

Universitätsstraße 150

44801 Bochum

E-Mail: rolf.heinze@rub.de

1.1  Die Mehrheit der älteren Menschen 

führt ein aktives Leben

Um die Wohnvorstellungen einordnen zu 
können, ist zunächst ein allgemeiner Blick 
auf die Lebenslage und das Lebensgefühl 
der älteren Generation zu richten. Die 65- 
bis 85-Jährigen in Deutschland fühlen sich 
im Durchschnitt zehn Jahre jünger, als es 
ihrem tatsächlichen Lebensalter entspricht. 
Sie führen mehrheitlich ein sehr aktives, zu-
friedenes und abwechslungsreiches Leben. 

Ältere sind auch außerhalb der Familie ak-
tiv: Aktuell engagieren sich 45 % im gesell-
schaftlichen Bereich und können sich vor-
stellen, ihr Engagement im Durchschnitt 
um bis zu sechs Stunden in der Woche aus-
zudehnen (derzeit vier Stunden). Schwer-
punkte des bürgerschaftlichen Engage-
ments sind die Bereiche Kirche, Freizeit und 
Geselligkeit, Sport und Musik sowie Kultur. 
Der im Vergleich zu anderen Studien höhe-
re Anteil der Engagierten erklärt sich daraus, 
dass neben dem Ehrenamt auch nicht ins-
titutionalisierte und zeitlich flexible Enga-
gementformen abgefragt wurden. Hervor-
zuheben sind auch deutliche Unterschiede 
zwischen den Gruppen: Frauen engagieren 
sich stärker im Sozial- und Gesundheits-
bereich sowie im kirchlichen Bereich (etwa 
bei Wohlfahrtsverbänden, Selbsthilfegrup-
pen), Männer dagegen in den Feldern Sport 
und Bewegung, in der Politik sowie in be-
ruflichen Interessenvertretungen. Die weit 
verbreitete These von der kontinuierlichen 
Engagementbiografie muss differenziert 
be trachtet werden. Der große Anteil der äl-
teren Engagierten, die zuvor nicht oder we-
nig engagiert waren, weist darauf hin, das 
auch im Alter neues Engagement entstehen 
kann.

Die Mehrheit der Älteren führt also heute 
ein aktives Leben, in dem Familie, Hob-
bys, aber auch ehrenamtliches Engage-
ment eine große Rolle spielen. Die mit 
fortschreitendem Alter zu beobachtende 
Verkleinerung sozialer Netzwerke ist also 
zumeist nicht mit abnehmender Zufrie-
denheit verbunden. Im Durchschnitt sind 
die 65- bis 85-Jährigen an rund fünf Tagen 
in der Woche außer Haus unterwegs, jeder 
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finan ziell zu unterstützen, im Durchschnitt 
mit 157 Euro im Monat. Hochgerechnet 
auf alle 65- bis 85-Jährigen in Deutschland 
ergibt sich daraus ein monetärer Transfer 
von rund 9,7 Mrd. Euro pro Jahr, Erbschaf-
ten und Schenkungen nicht mitgerechnet. 
Die Mehrheit der 65- bis 85-Jährigen kann 
mit konstanten, weitestgehend konjunktu-
runabhängigen Einkünften rechnen. 93 % 
leben von staatlicher Rente bzw. Beamten-
pension, 24 % können mit einer betriebli-
chen Altersvorsorge kalkulieren. Die eigene 
Familie hat generell für die 65- bis 85-Jäh-
rigen einen sehr hohen Stellenwert. Die 
überwältigende Mehrheit hat zu den eige-
nen Kindern ein gutes Verhältnis: 65- bis 
85-jährige Eltern und Großeltern bringen 
neben materiellen auch immaterielle Un-
terstützung (etwa Betreuung der Kinder) in 
das Fami liennetzwerk ein.

1.3  Zentrale Wünsche: Gesundheit und 

Selbstständigkeit 

Im Vergleich zur Vorgängergeneration hat 
sich die subjektive Gesundheitsbilanz der 
65- bis 85-Jährigen erheblich verbessert. 

Dritte (32 %) sogar täglich. Fast jeder zwei-
te 75- bis 79-Jährige ist noch aktiver Auto-
fahrer (1985: jeder zehnte). Die Generation 
der 65- bis 85-Jährigen blickt mehrheitlich 
sehr zufrieden auf ihr Leben (vgl. Generali 
Zukunftsfonds 2013: 31 ff). Auf einer Skala 
von 0 (überhaupt nicht zufrieden) bis 10 
(völlig zufrieden) stufen 57 % der Befragten 
ihr Leben mit einem Wert von 8 und mehr 
ein. Ein höheres Einkommen und Bildung 
beeinflussen die Lebenszufriedenheit posi-
tiv. Die Älteren leben in einer materiell we-
sentlich gefestigteren Situation als 65- bis 
85-Jährige vor 20 oder 30 Jahren. 63 % be-
werten die eigene wirtschaftliche Lage als 
gut bis sehr gut. Im Durchschnitt verfügen 
die 65- bis 85-Jährigen über ein monatli-
ches Haushaltsnettoeinkommen von rund 
2.200 Euro, mehr als jeder zweite wohnt in 
der eigenen Immobilie. 

1.2  Familiennetzwerk

Ältere Menschen unterstützen auch die 
nachfolgende Generation vielfach mit Zeit 
und materiellen Ressourcen (vgl. Abb.  1). 
38 % geben an, ihre Kinder regelmäßig 

Abbildung 1
Vielfältige Unterstützung der eigenen Kinder

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Eltern
Quelle: Generali Altersstudie 2013
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2 Wohnformen mit integrierter  
Versorgung

Ausgehend vom Leitmotiv der Autonomie 
gewinnt das nahe Wohnumfeld als Pfle-
ge- und Kontaktstützpunkt komplementär 
zum erforderlichen altersgerechten Umbau 
von Wohnungen an Bedeutung. Die empi-
rischen Daten stimmen hinsichtlich dieser 
Frage optimistisch: Die Älteren sind weitaus 
stärker sozial aktiv als es die Öffentlichkeit 
wahrnimmt und zudem in viele persönliche 
Netzwerke eingebunden. Integrierte Wohn-
strukturen, die ein individuelles und selbst-
bestimmtes Leben für (ältere) Menschen 
mit Hilfe-, Pflege- und Unterstützungsbe-
darf im eigenen Quartier ermöglichen, bie-
ten viele Vorteile. So können Bewohner ihr 
Leben (in Abhängigkeit vom Hilfebedarf) 
selbstbestimmt gestalten und in einer Ge-
meinschaft mit stabiler Nachbarschaft le-
ben. Sie sind so auch im Alter nicht allein, 
bleiben aktiv und können ihre Potenziale 
bis ins hohe Alter besser entfalten. 

Der großen Nachfrage nach geeigneten 
Wohnformen für Ältere stehen derzeit in 
Deutschland zu wenig attraktive Angebote 

Mitte der 1980er Jahre stuften etwa ein Drit-
tel aller 65- bis 74-Jährigen ihren Gesund-
heitszustand als (sehr) gut ein, heute ist es 
fast die Hälfte. Neben dem Erhalt bzw. der 
Verbesserung der Gesundheit möchten die 
Menschen vor allem eigenständig und fit 
bleiben. 86 % wünschen sich, möglichst 
lange geistig fit, 83 % möglichst lange un-
abhängig, 76 % möglichst lange im eigenen 
Haus bzw. der eigenen Wohnung zu bleiben 
(vgl. Abb.  2). Die Mehrheit der älteren Men-
schen stellt deshalb den Erhalt der Gesund-
heit in den Mittelpunkt. Generell gilt auch 
für Wohnen und Pflege: Autonomie ist das 
zentrale subjektive Leitmotiv. Damit ge-
winnt der Wohnbereich als „Care-Point“ an 
Bedeutung. Allerdings besteht in Deutsch-
land erheblicher Nachholbedarf für alten-
gerechtes Wohnen.

Autonomie, Selbstständigkeit, Gesundheit 
und Engagement bilden also zentrale Wün-
sche in der Generation der 65- bis 85-Jäh-
rigen. Überraschend hoch ist die dichte 
soziale Vernetzung der Generation der 65- 
bis 85-Jährigen. Das Bild von der Verein-
samung im Alter wird zum großen Teil von 
den Älteren selbst nicht so gesehen. 

Abbildung 2
Leitmotiv der Wünsche: Erhaltung der Autonomie

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Bevölkerung 
Quelle: Generali Altersstudie 2013
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der Wohnqualität wirken wohl auch soziale 
Vergleichsprozesse. Die Aussage, dass die 
eigenen Wohnbedingungen unzureichend 
seien, bedeutet das Eingeständnis eines 
Defizits im Vergleich zu anderen Menschen. 
Dies ist umso unangenehmer, als die eige-
ne Wohnsituation im subjektiven Erleben 
häufig nicht durch eigene Anstrengungen 
in ausreichendem Maße verbessert werden 
kann. Etwas anders sieht es bei Personen 
mit schlechtem Gesundheitszustand aus, 
die ihre Wohnung eher als nicht altenge-
recht ansehen. Jeder Vierte von ihnen hat 
Probleme mit der eigenen Wohnung. Auch 
andere Untersuchungen zu Wohnwün-
schen zeigen, dass der Großteil der Älteren 
zwar grundsätzlich mit der Wohnsituation 
zufrieden ist, andererseits aber vorhande-
ne Defizite zunehmend wahrnimmt und 
Veränderungswünsche der Wohnsituation 
artikuliert.

2.1  Am Wohnort verwurzelt

Entsprechend der hohen Zufriedenheit mit 
der eigenen Wohnsituation und dem Wohn-
umfeld verweilen viele 65- bis 85-Jährige 
schon extrem lange im gewohnten Umfeld 
(fast ein Drittel lebt mehr als 40 Jahre an 
einem Ort)(vgl. Abb. 4). Vor allem gilt dies 
für die gesunden und einkommensstarken 
Personen. Die hohe Zufriedenheit mit dem 
Wohnumfeld resultiert sicherlich auch da-

gegenüber. Die Generali Altersstudie belegt 
in Übereinstimmung mit dem Deutschen 
Alterssurvey (vgl. Mahne et al. 2010) die 
relativ hohe Zufriedenheit mit der eigenen 
Wohnsituation und dem Wohnumfeld. Die 
Zufriedenheit mit dem Wohnen steht sogar 
an der Spitze der Bewertung der einzelnen 
Lebensbereiche und erweist sich über alle 
Altersgruppen hinweg als stabil. Anderer-
seits sind Defizite unübersehbar: nur 31 % 
der 65- bis 85-Jährigen bezeichnen ihre 
Wohnung bzw. ihr Haus als altengerecht, 
während 65 % sagen, dass dies nur einge-
schränkt der Fall sei (vgl. Abb.  3). Jedoch 
betrachtet nur ein Bruchteil die nicht alten-
gerechte Wohnsituation als Problem. Gera-
de einmal 8 % der 65- bis 85-Jährigen haben 
diesbezüglich Probleme mit ihrer Wohnung. 
57 % kommen (derzeit) auch ohne die 
altengerechte Ausstattung von Haus oder 
Wohnung zurecht (Generali 2012: 303 ff.; 
vgl. Mahne et al. 2010; Tanzmann 2012).

Allerdings wissen die älteren Menschen 
meist nicht, was unter „altersgerecht“ zu 
verstehen ist. Die Vorteile eines Umbaus, 
z. B. die Vermeidung von Barrieren, er-
schließt sich ihnen dadurch oft nicht.

Aus soziologischer Perspektive ist interes-
sant, dass nur ein Bruchteil aussagt, dass 
sie Schwierigkeiten mit einer nicht ausrei-
chend altengerecht gestalteten Wohnung 
haben. Bei einer subjektiven Bewertung 
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Unentschieden, 
keine Angabe

Alters-
gerecht

Nur eingeschränkt 
geeignet

65%

31

4

Frage: „Zum Thema altersgerechtes Wohnen: 
 Wie schätzen Sie Ihr Haus bzw. Ihre Wohnung ein: 
 Ist dort alles altersgerecht, oder ist das Haus bzw. 
 die Wohnung für ältere Menschen nur einge-
 schränkt geeignet, z.B. weil es viele Treppen 
 oder hohe Türschwellen gibt?”

Frage: "Und kommen Sie in Ihrem Haus 
 bzw. in Ihrer Wohnung derzeit gut
 klar, oder haben Sie Probleme, 
 weil es nicht altersgerecht ist?" 

Komme aber klar

Habe Probleme

57 %

8 %

Abbildung 3
Altengerechte Wohnsituation

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Bevölkerung 
Quelle: Generali Altersstudie 2013
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raus, dass in der unmittelbaren Wohnum-
gebung bislang die Infrastruktur noch gut 
aufgestellt ist: Mehr als 80 % haben eine 
Apotheke, einen Hausarzt und einen Super-
markt in ihrer unmittelbaren Umgebung. 
Ausgehmöglichkeiten, Sport-, Freizeit-, Kul-
tur- und Bildungsangebote sind aber weni-
ger vorhanden (vgl. Tab. 1). Die starke Ver-
bundenheit mit dem eigenen Wohnumfeld 
könnte eine der Ursachen für eine kritische, 
oft ablehnende Haltung gegenüber einem 
Umzug in stationäre Altenhilfeeinrichtun-
gen sein.

Bei der Gestaltung der Wohnsituation muss 
beachtet werden, dass das Wohnen in den 
eigenen vier Wänden nach wie vor die be-
liebteste Wohnform für Senioren darstellt. 
Auch im hohen Alter wohnen nur wenige 
Menschen in Versorgungseinrichtungen. 
Für den Fall, dass man nicht mehr voll-
kommen selbstständig leben kann und auf 
Unterstützung angewiesen sein sollte, ist 
die eigene Wohnung mit Pflegedienst die 
präferierte Option: fast 60 % wünschen 
sich, mit Unterstützung eines ambulanten 
Pflegedienstes in der Wohnung bleiben zu 
können. Deutlich dahinter folgt das Senio-
renwohnheim mit eigener Wohnung (32 %) 
oder mit eigenem Zimmer (21 %). Gemein-
schaftliche Wohnformen, wie ein Mehr-
generationen-Wohnprojekt oder Wohn-

© IfD-Allensbach

Keine Angabe

Stadtteil ist 
eingemein-
det worden

31 %

18 % 

12 %

3 %

Zuge-
zogen

Mit Unterbrechung
hier gelebt

52%

36

10

1

1

Es leben am Ort seit –

40 Jahren und länger

20 bis unter 40 Jahren

weniger als 20 Jahren

Keine Angabe

Immer hier 
gelebt

Im Durchschnitt  seit  37 Jahren

Fragen: „Haben Sie immer hier in .... (Wohnort des/der Befragten) gelebt, oder sind Sie von woanders 
 zugezogen?“
 Falls 'mit Unterbrechung hier gelebt, zugezogen oder Stadtteil ist eingemeindet worden':
 „Wie lange wohnen Sie insgesamt schon hier?“ 

Abbildung 4
Am Wohnort verwurzelt

Tabelle 1
Infrastruktur in Abhängigkeit von der Wohnortgröße

Frage: „Wenn Sie einmal an Ihre unmittelbare Umgebung denken: Was von dieser Liste 
ist da bei Ihnen gegeben, was gibt es da?“ (Listenvorlage)

Insgesamt Wohnortgröße

Unter 
5  000 

Einwohner

5  000 
bis unter 
20  000

20  000 
bis unter 
100  000

100  000 
Einwohner 
und mehr

% % % % %

Das gibt es in unmittelbarer 
Umgebung –

Gut erreichbare Apotheke 85 78 85 84 89

Gut erreichbarer Hausarzt 85 84 87 83 84

Gut erreichbarer 
Supermarkt

84 79 84 85 87

Viele Grün%ächen 77 78 78 76 77

Guter Anschluss an 
öffentliche Verkehrsmittel 
wie Bus und Bahn

73 54 62 75 90

Regelmäßige Gottesdienste 55 59 62 54 49

Gut erreichbare Fachärzte 54 39 47 60 61

Gute Möglichkeiten 
auszugehen

36 24 28 42 43

Interessante Sportangebote 34 34 33 36 33

Andere interessante 
Freizeit angebote für ältere 
Menschen

32 27 31 33 34

Ein breites Kulturangebot 30 18 22 33 39

Interessante 
Bildungsangebote

26 18 22 31 29

Hilfsangebote für 
ältere Menschen, z. B. 
Unterstützung beim 
Einkaufen

22 19 24 23 22

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Bevölkerung  
Quelle: Generali Altersstudie 2013  

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Bevölkerung
Quelle: Generali Altersstudie 2013 
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2.2 Altengerechter Wohnungsbestand

Neuere Studien gehen davon aus, dass le-
diglich 1 bis 2 % des gesamten Wohnungs-
bestands in Deutschland altengerecht sind 
und rund 95 % aller Altenhaushalte mit Bar-
rieren in der Wohnung leben müssen (von 
Stufen im Eingangsberiech bis zu engen 
Bädern) (vgl. BMVBS 2011). Zwar hat sich 
im Wohnungsbestand in den letzten Jahren 
baulich einiges verändert, dennoch gibt es 
noch immer Anpassungsdefizite gerade für 
ältere Menschen. Mehr als die Hälfte der 
Alten lebt in Gebäuden der Baujahre 1949 
bis 1980. Das Baualter ist ein wichtiges Kri-
terium für die Beurteilung der Wohnquali-
tät. So handelt es sich z. B. bei einer Vielzahl 
der Mietwohnungsgebäude aus den 1950er 
Jahren um drei- bis viergeschossige Zeilen-
häuser mit Halbgeschossen und Hochpar-
terre. Die Wohnungen sind meist als kleine 
Zwei- bis Dreizimmerwohnung mit kleinem 
Bad und kleiner Küche konzipiert. Für älte-
re Menschen mit körperlichen Einschrän-
kungen eignen sich diese Wohnungen auf-
grund der geringen Bewegungsflächen nur 
bedingt. Da diese Gebäude meist nicht über 
Aufzüge verfügen, stellen Treppen eine wei-
tere Barriere dar. Auch die seit den 1970er 
Jahren insbesondere im Umfeld der Bal-
lungszonen entstandenen Einfamilienrei-

gemeinschaften sind – obwohl darüber in 
den Medien viel gesprochen wird – mit 19 
bzw. 12 % für die Wenigsten eine bevorzug-
te Option (vgl. Generali 2012: 308 ff.). Für 
Ältere mit höhrem Bildungsabschluss ist 
diese Option attraktiver, für gut ein Viertel 
ist eine eigene Wohnung in einem Mehr-
generationenwohnhaus und für 18 % eine 
Wohngemeinschaft mit Älteren erste Wahl. 
Dies ist überraschend und mag zum einen 
an einer Unkenntnis über diese Wohnfor-
men liegen, andererseits bestätigen Unter-
suchungen den Wunsch nach autonomer 
Lebensführung im klassischen Wohnum-
feld. Es besteht also eine sozial selektive 
Nachfrage nach innovativen Wohnprojek-
ten im Alter, was auch bei Planungen nicht 
vergessen werden darf und differenzierte 
Wohnlösungen für die verschiedenen Alten-
gruppen erfordert.

Gleichwohl gibt es in Deutschland vielfäl-
tige Experimente im Bereich des vernetz-
ten Wohnens, aber auch des „betreuten 
Wohnens“ und des Gemeinschaftswohnens. 
Dazu gehören verschiedene lokale Initiati-
ven, die sich in den letzten Jahren gebildet 
haben. Die Verknüpfung von professionel-
lem, semiprofessionellem und ehrenamt-
lichem Engagement führen in diesem Be-
reich teilweise zu innovativen Projekten. 
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53

42

48

25

20

17

16

Barrierefreies Badezimmer, z.B. ebenerdiger Zugang zur 
Dusche, Haltegriffe

Möglichkeit, Treppen zu vermeiden, z.B. durch einen Aufzug 
oder Treppenlift

Hausnotrufsystem bzw. Alarmknopf, den man ständig bei 
sich trägt und mit dem man Hilfe rufen kann

Altersgerechte Küche, z.B. dass Backofen und Kühlschrank 
so eingebaut sind, dass man sich nicht bücken muss

Elektronische Sicherung der Wohnung bzw. des Hauses, 
so dass bei Einbruch oder Diebstahl direkt ein Wachdienst 
bzw. die Polizei informiert wird
Elektronische Übermittlung medizinischer Daten wie Herz-
schlag oder Blutdruck von zuhause aus, z.B. an den Hausarzt

Automatische Erinnerung, wenn man Medikamente 
einnehmen muss

Es halten für 
besonders 
wichtig –

Es wären bereit,  
einen Großteil der  

Kosten selbst zu tragen –

65 %

59 %

53 %

34 %

25 %

23 %

20 %

Fragen:  „Es gibt ja verschiedene Möglichkeiten, wie die Wohnsituation oder der Alltag älterer Menschen 
 verbessert werden kann. Hier auf dieser Liste sind einmal einige aufgeschrieben.“ (Listenvorlage)
 „Was davon wäre Ihnen als Erleichterung jetzt oder später einmal besonders wichtig?“ bzw. 
 „Was davon wäre Ihnen als Erleichterung jetzt oder später einmal besonders wichtig, wofür
 wären Sie bereit, einen Großteil der Kosten selbst zu übernehmen?“ 

Abbildung 5
Maßnahmen zur altengerechten Gestaltung der eigenen Wohnsituation

Basis: Bundesrepublik Deutschland, 65- bis 85-jährige Bevölkerung 
Quelle: Generali Altersstudie 2013
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gewisse Zurückhaltung bei der Nutzung 
der kostenpflichtigen Dienste. Demgegen-
über scheint die Bereitschaft, die Kosten zu 
übernehmen mit 48 % relativ hoch. Dabei 
gibt es auch kaum Unterschiede zwischen 
Personen, die ihr eigenes Haus bewohnen 
oder Personen, die zur Miete wohnen. Al-
lerdings sind solche Aussagen aufgrund an-
derer Untersuchungen etwas zu relativieren. 
Obwohl die generelle Zahlungsbereitschaft 
besteht, sinkt sie nach den Erfahrungen in 
verschiedenen Projekten, wenn gerade äl-
tere Menschen mit den realen Kosten von 
Dienstleistungen konfrontiert sind. Hier ist 
noch viel Überzeugungsarbeit zu leisten 
und die Kommunikation von Leuchtturm-
projekten wichtig. 

2.4 Altengerechte Assistenzsysteme

In den letzten Jahren hat sich die Debatte 
um altengerechte Assistenzsysteme (AAL) 
in Deutschland ausgeweitet. Hier besteht 
sicherlich ein gewachsenes Potential, um 
ältere Menschen und Pflegebedürftige 
länger in ihren Wohnungen verweilen zu 
lassen (vgl. zusammenfassend Fachinger 
et al. 2012; Gersch/Liesenfeld 2012; Shire/
Leimeister 2012). Wenn zusätzlich beste-
hende Bedenken gegenüber neuen techni-
schen Assistenzsystemen abgebaut werden, 
könnten es diese Systeme älteren Men-
schen ermöglichen, länger in der eigenen 
Wohnung zu verweilen. Die zukünftigen 
Älteren werden sich von den heutigen Äl-
teren hinsichtlich der Aufgeschlossenheit 
gegenüber technischen Innovationen signi-
fikant unterscheiden. Bisher zeigt sich eine 
schleppende Umsetzung, wenngleich die 
Weiterentwicklung technischer Innovatio-
nen erhebliche Potenziale besitzt, positiv 
auf Autonomieerhalt und Lebensqualität 
im Alter einzuwirken. Die derzeit angebo-
tenen Lösungen zum vernetzten Wohnen 
können technisch zumeist überzeugen, al-
lerdings fehlt in der Regelversorgung noch 
die Akzeptanz. Empirische Untersuchun-
gen zeigen zudem, dass die neuen techni-
schen Lösungen oft als unpersönlich wahr-
genommen werden. Deshalb sollten die 
Assistenzsysteme als soziotechnische Syste-
me nicht zu technikzentriert sein. Als tech-
nikgestützte Kommunikation gibt es schon 
seit Jahrzehnten das Hausnotruf-System, 
das insbesondere geschaffen wurde, um bei 
gesundheitlichen Notfällen sofort Hilfe zu 
organisieren. Diese Unterstützungssysteme 
können als Basis für ein vernetztes Wohnen 

henhäuser entsprechen zumeist nicht den 
Anforderungen an die Barrierefreiheit. 

Das durchschnittliche Einzugsalter in diese 
Siedlungen beträgt ca. 35 bis 40 Jahre. Die 
Eigentümer erreichen also in den nächsten 
Jahren genau das Alter, in dem die ersten 
altersbedingten physischen Einschrän-
kungen auftreten. Bauliche Defizite könn-
ten schon durch kleinere Veränderungen 
verbessert werden und zu einer Erhöhung 
der Lebensqualität bei gesundheitlichen 
Einschränkungen führen (z. B. Abbau von 
Schwellen, Verringerung der Barrieren im 
Badezimmer). Dadurch wäre der Wunsch 
nach Erhalt der Selbstständigkeit im Alter 
durch einen längeren Verbleib in der Woh-
nung zu erfüllen. Dabei setzen die 65- bis 
85-Jährigen klare Prioritäten: Vor allem bar-
rierefreie Badezimmer, die Vermeidung von 
Treppen sowie die Möglichkeit, über ein 
Hausrufsystem bzw. Alarmknopf ständig 
Hilfe rufen zu können (vgl. Abb. 5).

Diese Wünsche erklären sich daraus, dass 
sich mit zunehmendem Alter die physi-
schen und kognitiven Fähigkeiten eines 
Menschen verändern und Umweltfaktoren 
für das eigene subjektive Wohlbefinden an 
Bedeutung gewinnen. Wichtige Aufgaben 
der Wohnraumanpassung im Alter sind ne-
ben der Forderung der selbstständigen Le-
bensführung bspw. auch die Vermeidung 
von Stürzen, die zumeist multifaktoriell ver-
ursacht sind. Zu den Risikofaktoren zählen 
neben gesundheitlichen Einschränkungen 
insbesondere Faktoren der räumlichen Um-
welt wie Stolperfallen in der Wohnung, feh-
lende Bewegungsflächen im Sanitärbereich 
und schlechte Beleuchtung. Vieles kann 
durch relativ einfache Anpassungsmaßnah-
men verbessert werden. Sicherheit im Alter 
wird so zu einem zentralen Thema und bie-
tet zahlreiche Anknüpfungspunkte für er-
gänzende Umbaumaßnahmen und Dienst-
leistungskonzepte. 

2.3  Vernetztes Wohnen 

Inzwischen bieten verschiedene Woh-
nungsunternehmen Bausteine des vernetz-
ten Wohnens an. Dazu gehört zumeist eine 
Vielzahl von hauswirtschaftlichen und an-
deren sozialen Dienstleistungen; das Spek-
trum der gewünschten Dienstleistungen 
reicht von Reinigungsdiensten für Woh-
nung und Gebäude über die Unterstützung 
beim Einkaufen, Mahlzeitendienste und 
Körperpflege. Oft zeigt sich allerdings eine 
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schätzungen ist AAL (wie auch Telemedizin) 
von einem flexibleren Umfeld abhängig. Im 
deutschen Gesundheitswesen dominiert 
noch immer eine relativ ausgeprägte Seg-
mentierung. Und dies gilt auch für den Be-
reich des Wohnens im Alter; hier etwa für 
das Verhältnis von Pflegediensten und der 
Wohnungswirtschaft. 

Schaut man noch einmal in vergleichba-
re Länder, dann wird dort die notwendige 
enge Verflechtung zwischen dem Gesund-
heits-, dem Pflege- und dem Wohnungssek-
tor sofort deutlich. Im schottischen Bezirk 
West Lothian ließ die Bezirksverwaltung 
zwischen 2002 und 2006 über 2  000 Woh-
nungen mit Sensoren versehen – für gerade 
einmal 2,1 Millionen Pfund. Installiert wur-
de ein einfaches Hausnotrufsystem, das die 
Daten von tragbaren Sturzsensoren, Bewe-
gungs-, Rauch- und Gasmeldern im Notfall 
an ein Callcenter funkt. Dort beantwortet 
geschultes Personal Fragen und kontaktiert 
bei Bedarf Pfleger, Ärzte oder Angehörige.

Diese Technik konnte die durchschnittli-
che Aufenthaltsdauer in Pflegeheimen des 
Bezirks von 38 auf unter 10 Monate senken. 
Heute ist sie in 4  000 Wohnungen installiert. 
Dabei kostet die technische Betreuung we-
niger als halb so viel wie die Unterbringung 
in einem Pflegeheim. Nach dem Projekt-
ende in West Lothian hat die schottische 
Regierung den Ausbau der Alterstechnik 
landesweit gefördert. Mittlerweile haben 
über 30  000 Schotten Zugriff auf telemedizi-
nische Dienstleistungen. Laut einer Studie 
des New Haven Research Center ließen sich 
in den letzten fünf Jahren eine halbe Mil-
lion Krankenhaustage einsparen (Gast 2013: 
28; vgl. auch Heinze 2013).

Genau an dieser integrativen Vorgehens-
weise fehlt es allerdings in Deutschland 
und deshalb überrascht es nicht, dass vie-
le der vom Bund geförderten AAL-Projekte 
nicht den (vor allem von Technikern) er-
warteten Durchbruch in der Praxis schaff-
ten. Trotz des unübersehbaren Scheiterns 
vieler allzu techniklastiger Projekte, die 
sowohl die konkreten Bedürfnisse älterer 
Menschen als auch die schwierigen Abstim-
mungsprozesse zwischen den verschiede-
nen Versorgungslandschaften viel zu we-
nig berücksichtigt haben, kann auf diese 
Option nicht völlig verzichtet werden. Mit 

im Alter aufgefasst werden, wobei die tech-
nischen Komponenten (Sensorik etc.) wei-
terentwickelt wurden und sich in Richtung 
Telemedizin bewegen. Zielgruppe für tech-
nische Assistenzsysteme sind Menschen, 
die ihre Selbstständigkeit erhalten wollen, 
jedoch durch chronische Krankheiten oder 
altersbedingte Beeinträchtigung gefährdet 
sind und in einer Notsituation das Tele-
fon zum Notruf nicht rechtzeitig erreichen 
würden (vgl. u. a. Müßig/Röhl 2011). Diese 
technische Maßnahme trifft nach den vor-
liegenden Daten der Generali Altersstudie 
auf relativ große Zustimmung und deshalb 
sollten auch aufwendigere Assistenzsyste-
me weiter erprobt werden, allerdings fehlt 
bisher die Umsetzung in der Breite. Ziel 
muss sein, ein Netzwerk aus kooperativen 
Dienst- und Technologieanbietern aufzu-
bauen, das die Integration vorhandener Ge-
räte und Infrastrukturen sowie vorhandener 
Dienstleistungen gewährleistet. Für die Zu-
kunft sollte allerdings stärker die Maxime 
gelten: Die Technik muss den älteren Be-
wohnern dienen und sich auf das konzent-
rieren, was notwendig und auch bezahlbar 
ist.

Das Internet bietet zudem gesundheitsinte-
ressierten Kunden und Patienten eine Fülle 
von Möglichkeiten, sich selbst zu orientie-
ren und vom Austausch mit anderen Inte-
ressierten und Betroffenen zu profitieren 
(Stichworte: Selbsthilfe und Eigenverant-
wortung). In anderen westlichen Ländern 
(etwa den Niederlanden, Großbritannien 
oder den skandinavischen Ländern) schei-
nen sich AAL-Technologien bereits stärker 
etabliert zu haben, während in Deutsch-
land technisch anspruchsvolle integrierte 
Wohnlösungen bislang nur in Modellpro-
jekten rea lisiert werden. Nach einer neu-
en Umfrage würden in Dänemark 81 % der 
Bevölkerung eine automatische Toilette 
bevorzugen, 69 % würden sich durch eine 
Bade-Maschine waschen lassen und 54 % 
einen Roboterarm zur Unterstützung beim 
Essen wählen, statt menschliche Hilfe in 
Anspruch zu nehmen (vgl. AAL-Newsletter 
2011). Wenngleich in Deutschland eine so 
hohe Affinität zu AAL-Technologien fehlt, 
könnten technologische Innovationen po-
tenziell genutzt werden, um die Option des 
selbstständigen Lebens möglichst lange 
zu erhalten. Trotz aller euphorischen Ein-
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3 Wohnen im Quartier als zentrale 
Herausforderung einer alternden 
Gesellschaft

Es wird nicht ausreichen, Bestandswoh-
nungen zu altengerechtem Wohnraum um-
zubauen oder ganze Seniorenwohnanlagen 
neu zu errichten. Vielmehr ist eine Aufwer-
tung des gesamten Wohnquartiers erfor-
derlich. Das vernetzte Wohnen im Quar-
tier erfordert jedoch Verknüpfungen, die 
wiederum organisiert werden müssen und 
neue Finanzierungsstrukturen benötigen. 
Wenn es gelingt, die Versorgungssicher-
heit (d.h. das Zusammenspiel von Wohnen, 
Nahversorgung, medizinischer Versorgung, 
sozialen Kontakten und Begegnungsmög-
lichkeiten) quartiersbezogen zu organisie-
ren und den Menschen in ihrer gewohnten 
Umgebung eine echte Perspektive bis ins 
hohe Alter zu bieten, kann dies dazu beitra-
gen, dass weniger Pflegeplätze in Anspruch 
genommen werden müssen und dadurch 
Kosten verringert werden können. 

3.1  Wohnen im Quartier erhält  

Lebensqualität und spart Kosten 

Das „Bielefelder Modell“ ist ein Beispiel 
dafür, dass aufgrund eines guten ambulan-
ten Wohn- und Versorgungsangebotes eine 
geringere Steigerung der Versorgungszah-
len im stationären Bereich erreicht werden 
kann. Nach Angaben des Sozialamts der 
Stadt Bielefeld stieg die Zahl der Pflegebe-
dürftigen von 2005 bis 2009 um 1  164 Per-
sonen. Von diesen wurden jedoch nur 26 im 
Heim versorgt, dagegen 1  138 Personen in 
ihrer eigenen Wohnung.

Um die Kommunen zu unterstützen, müs-
sen „hierzu Rahmenbedingungen ge-
schaffen werden, die es den Kommunen 
ermöglichen, die umfassenden Aufgaben 
wahrzunehmen. Generell bedarf es der 
Festschreibung der prinzipiellen und spe-
zifischen Umsetzungsverantwortungen für 
das gesamte Zielsystem und für einzelne 
Ziele. Damit würden Verantwortlichkeiten 
beschrieben, die weit über die derzeitige 
Rechtslage hinausgehen. Für die Wahrneh-
mung dieser Verantwortlichkeiten müssen 
entsprechende Ressourcen bereitgestellt 
werden. Hierzu sind neue Finanzierungs-
quellen mutig zu diskutieren. Gesamtwirt-
schaftlich lassen sich dadurch sogar Kosten 

der älter werdenden Bevölkerung wächst 
tendenziell der Bedarf an unterstützenden 
sozialen Dienstleistungen und intelligen-
ten Assistenzsystemen für altengerechtes 
Wohnen und Leben. Vernetztes Wohnen 
meint in diesem Zusammenhang aber nicht 
nur die Einbindung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien in der Woh-
nung, sondern auch die Vernetzung unter-
schiedlicher Branchen, Technologien und 
der jeweiligen Akteure. Angebote, die einen 
gleitenden Übergang von noch vollständi-
ger Selbstständigkeit abgestuft bis zu be-
treuender und pflegender Unterstützung 
beinhalten, stehen in Deutschland erst am 
Anfang und man sollte einmal untersu-
chen, warum die vielen AAL-Pilotprojekte 
nicht den Sprung in die Regelumsetzung 
geschafft haben. Eine integrierte, quartiers-
bezogene Versorgungsstruktur (die auch 
vernetzte technische Assistenzsysteme be-
inhalten kann) impliziert einen erheblichen 
politischen Handlungsbedarf, der auf den 
unterschiedlichen Ebenen des politischen 
Systems ansetzt. Dass eine öffentliche För-
derung solcher Modelle sinnvoll ist, kann 
durch Praxisbeispiele belegt werden. So 
kann eine gutes ambulantes Wohn- und 
Versorgungsangebot dazu führen, dass die 
Versorgungszahl im stationären Bereich 
geringer steigt als der Zuwachs an Pflege-
bedürftigen (vgl. u. a. Heinze et al. 2011: 
215   ff.). 

Die Verknüpfung von selbstständigem 
Leben im Alter mit Medizintechnik und 
Telemedizin könnte exemplarisch ein in-
teressantes Handlungsfeld für soziale In-
novationen und für neue Wertschöpfungs-
allianzen im Zuge des demografischen 
Wandels werden. „Homecare“ gilt als in-
novative Zukunftstechnologie, allerdings 
findet diese Neuentwicklung bei den An-
bietern immer noch zu wenig Beachtung, 
sodass Deutschland als einstmaliges Zen-
trum medizinischen Fortschritts und me-
dizintechnischer Pionierarbeit im interna-
tionalen Maßstab zurückfallen kann. Das 
Altern der Gesellschaft könnte hier eine 
wesentliche Schubkraft für verschiedene 
Formen von „Welfare Technologies“ entwi-
ckeln.
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mit Einkaufs- und sonstigen Dienstleis-
tungsangeboten auf Stadtteilebene ein-
schließen. Dies impliziert die Förderung 
von generationenübergreifenden Initiativen 
auf lokaler Ebene. In den letzten Jahren ha-
ben sich in Deutschland solche Netzwerke 
etabliert; oft starten sie themenbezogen, 
etwa die lokalen Bündnisse für Familien 
(von denen es inzwischen bundesweit rund 
670 gibt) und weiten dann die Aktivitäten 
über Themen wie „Pflege und Beruf“ weiter 
aus. Bekannt geworden ist bspw. ein Projekt 
in Oberfranken (in Steinbach am Wald), wo 
es eine Reihe von vernetzten Aktivitäten 
gibt, die sich mit der Gestaltung des demo-
grafischen Wandels auseinandersetzen und 
auch bei der Betreuung Älterer mit Pflege-
bedarf aktiv sind (vgl. www.lebensqualitaet-
fuer-generationen.net). 

Ohne quartiersnahe Versorgungskonzepte 
und einen Welfare-Mix wären Ältere alter-
nativlos auf eine Heimunterbringung an-
gewiesen. Einen Umzug in eine stationäre 
Einrichtung lehnen jedoch die meisten 
älternen Menschen nach verschiedenen 
Umfragen ab. In lokalen, wohnquartiersbe-
zogenen Projekten kann man den Verbleib 
in der eigenen Wohnung ermöglichen, aber 
nur dann, wenn sowohl technische Assis-
tenz als auch soziale Betreuung (professio-
nelle wie ehrenamtliche Hilfen) eingesetzt 
werden. Hervorzuheben ist auch der an-
steckende Charakter solch lokaler Netz-
werke, die insgesamt eine Aktivierung des 
Bürgerengagements und der Generationen-
beziehungen bewirken. Wenn man bedenkt, 
dass die ältere Generation noch in beacht-
lichem Maße ehrenamtlich aktiv ist und 
nach der Generali Altersstudie auch noch 
große Potenziale für die Ausweitung dieses 
Engagements bestehen, dann zeigt sich ein 
zukunftsweisender Weg, um die Chancen 
des demografischen Wandels zu nutzen. 

Im Expertendialog der Bundeskanzlerin 
wurden solche strategischen Optionen un-
ter dem Begriff der „sorgenden Gemein-
schaften“ ebenfalls vorgeschlagen: „Eine 
vernetzte Versorgung aller Generationen 
im Wohnquartier spielt künftig eine noch 
größere Rolle. Hierüber sollen das Inein-
andergreifen der unterschiedlichen Hilfen 
und Unterstützungsformen gefördert, die 
starren Sektorenabgrenzungen gelockert 
und verschiedene Professionen vernetzt 
werden. Große Chancen könnten in der 
Kooperation eines Akteurs sozialer Dienste, 

einsparen. Im Rahmen einer empirischen 
Studie zu sozialraumorientierten Versor-
gungsansätzen wurde nachgewiesen, dass 
die Kosten für Pflege und Betreuung älte-
rer Menschen erheblich geringer sind als 
in herkömmlichen Versorgungsstrukturen“ 
(Michell-Auli 2011: 14; vgl. zur Rolle der 
Kommunen im demografischen Wandel 
auch Bogumil et al. 2013).

Qualitative empirische Studien („Mehr-
wertanalysen“) liegen vereinzelt für inte-
grierte Wohn- und Versorgungsstrukturen 
vor (vgl. Netzwerk SONG 2008, 2009). Da es 
sich aber um Welfare-Mix-Analysen han-
delt, ist eine eindeutige fiskalische Bewer-
tung schwierig. 

3.2  Sorgende Gemeinschaften als neue 

Netzwerke 

Nach derzeitigem Stand kann nachge-
wiesen werden, dass die Netzwerkeinbin-
dung präventive Wirkungen hat und die 
Lebensqualität steigert. Mit Blick auf die 
wachsenden Herausforderungen im Be-
reich des Wohnens im Alter und der Pfle-
ge ist es eine zentrale Aufgabe, „sorgende 
Gemeinschaften“ aufzubauen, die sich in 
Kommunen schrittweise konstituieren und 
sich neben den Familien- und Verwandt-
schaftsnetzwerken ansiedeln müssen. In 
dem intelligenten und effizienten Zusam-
menwirken von Angehörigen, Freunden, 
Profis und bürgerschaftlich Engagierten 
liegt die Zukunft einer gelingenden Sorge 
für Menschen mit Unterstützungsbedarf. 
Inzwischen liegen auch verschiedene, an 
den Bedürfnissen in der Praxis orientierte, 
Wegweiser für das Wohnen im Alter vor, die 
sowohl praktische Tipps als auch Leucht-
turmprojekte umfassen (vgl. u. a. BMFSFJ 
2012; BMVBS 2010).

Nicht nur die Kommunen und die Woh-
nungswirtschaft müssen sich den verän-
derten Haushaltsstrukturen und den Wohn-
wünschen älterer Menschen anpassen. 
Entscheidend für Produkte und Dienstleis-
tungen im Bereich Wohnen und Immobili-
en ist, dass das gesamte Wohnumfeld mit in 
die Betrachtung einbezogen wird. „Wohnen 
im Alter“ darf und wird sich deshalb künf-
tig nicht mehr nur auf die Anpassung des 
unmittelbaren Wohnraumes beschränken 
können. Vielmehr gilt es, umfassende Kon-
zepte zu entwickeln, die auch eine Anpas-
sung des Wohnumfeldes, der quartiersbe-
zogenen Infrastruktur sowie der Versorgung 
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den deutschen Wohlfahrtsstaat seit seiner 
Entstehung und erschwert eine sektoren-
übergreifende Aufgabenbewältigung, wie 
sie für eine nachhaltige Demografiepolitik 
notwendig wäre (vgl. die Beiträge in Evers/
Heinze 2008). International vergleichen-
de Wohlfahrtsstaatsanalysen sprechen mit 
Blick auf Deutschland von einer „frozen 
welfare state landscape“ (Esping-Andersen 
1999). 

Vor dem Hintergrund einer abgeschotteten 
Politiksegmentierung ist es keine leichte 
Aufgabe, auf lokaler Ebene kleinteilig ver-
netzte Versorgungsstrukturen zu etablieren, 
die es älteren Menschen ermöglichen, not-
wendige Versorgung und Dienstleistungen 
einschließlich Pflege und Betreuung inner-
halb ihres Quartiers zu erreichen und so 
in ihrem Wohnumfeld soziale Kontakte zu 
erleben und zu pflegen. Ganz zu schweigen 
davon, ihnen die Teilhabe am öffentlichen 
Leben sowie erweiterte Formen des Zusam-
menlebens über die Generationen hinweg 
und ein Altern in Würde zu ermöglichen. 
Eine solche sozialintegrierte, vernetzte Ver-
sorgung setzt ein strategisches Umdenken 
der zentralen Akteure voraus. Innerhalb ei-
nes neu gestalteten wohlfahrtsstaatlichen 
Arrangements muss dabei gewährleistet 
werden, dass sich die Stärken und Schwä-
chen der verschiedenen Träger sozialer 
Dienstleistungen optimal ergänzen, anstatt 
zu konkurrieren. 

Der soziale Dienstleistungssektor und die 
ihn konstituierenden Organisationen sind 
zunehmend hybrid (Evers/Ewert 2010). 
Die betriebswirtschaftlichen Reorganisa-
tionen der Wohlfahrtsproduktion haben 
in den letzten Jahren dazu geführt, dass 
die Trennschärfe der Anbieter zunehmend 
verloren geht. In dem Maße, in dem bspw. 
Wohlfahrtsverbände aus betriebswirt-
schaftlichem Kalkül eigenständige Toch-
terunternehmen gründen, die steuer- und 
arbeitsrechtlich nicht mehr als gemeinnüt-
zig gelten, verschwimmen die Grenzen zu 
privat-gewerblichen Unternehmen. Auf der 
anderen Seite ist der privat-gewerbliche 
Bereich nicht ausschließlich durch Rendi-
teorientierung bestimmt. Vielmehr finden 
sich auch hier solche Unternehmen, für 
die die selbstbestimmte Arbeitsweise die 
primäre Handlungsorientierung darstellt. 
Diese hybriden Organisationen, die meh-
rere Handlungsorientierungen aufweisen, 
können auch als Social Entrepreneurship 

eines Kostenträgers (Kranken- und Pflege-
versicherung) und der Wohnungswirtschaft 
liegen, da es auf diese Weise gelingen kann, 
die ohnehin geforderte Netzwerkbildung 
zu stärken. Mit der Implementierung von 
quartiersbezogenen Versorgungssystemen 
ist das Ziel verbunden, ein Leben und Ster-
ben in der vertrauten Umgebung zu ermög-
lichen“ (Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung 2012: 32 f.). 

3.3  Schnittstellenmanagement 

Konkret abgeleitet wird daraus auch 
der Vorschlag für ein neues, integriertes 
Schnittstellenmanagement. „Damit die 
notwendigen Schnittstellen zu den poten-
ziellen Anwendungsbereichen funktionie-
ren, müssen neue Kooperationsformen 
zwischen Wohnungsunternehmen, sozialen 
und Gesundheitsdiensten, der Kommuni-
kationswirtschaft sowie Sozialleistungsträ-
gern und Versicherungen entwickelt wer-
den. Technische Assistenzsysteme müssen 
letztendlich in den Leistungskatalog der 
Versicherungen und Pflegekassen aufge-
nommen werden. Dieser Weg wird aber nur 
beschritten, wenn es zu einer Initiative der 
Bundesregierung kommt, die über die der-
zeitigen strategischen Vorschläge zur Re-
form der Pflegeversicherung hinausgeht“ 
(vgl. Presse- und Informationsamt der Bun-
desregierung 2012: 28).

Für soziale Aufgabenfelder wie das „ver-
netzte Wohnen“, die quer zu den etab-
lierten Strukturen liegen, ist es schwierig, 
adäquate Finanzierungsstrukturen aufzu-
bauen. Im deutschen System der sozialen 
Dienste existiert ein hoher Regulierungs-
grad entlang der Säulen der Sozialgesetzge-
bung, der häufig mit den etablierten Struk-
turen der Wohlfahrtsproduktion kongruent 
ist. Neue integrative Angebote stoßen in 
dieser Landschaft auf zahlreiche institu-
tionelle Hürden. Es existiert für sie häufig 
keine klare öffentliche Finanzierungsver-
antwortung. Im Feld der etablierten Aufga-
ben finden sich zudem häufig geschlossene 
Märkte, da weiterhin bestehende korpo-
ratistische Routinen überwiegen und die 
Fachverwaltungen als Kostenträger und die 
etablierten Anbieter aus der Verbändeland-
schaft eng verwoben sind. Zudem bringen 
öffentliche Kostenträger neuen Akteuren 
oft Misstrauen entgegen. Die ausgeprägte 
institutionelle Segmentierung der Politik-
felder mit spezifischen Spielregeln prägt 
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Sozialpolitische Innovationen können dem-
entsprechend nicht alternativ als Frage des 
Wohlfahrtsstaates oder der Privatisierung 
diskutiert, sondern müssen als Problem 
der Verzahnung aufgefasst und politisch 
gesteuert werden. In diesem Prozess müs-
sen die öffentlichen Institutionen (von den 
Kommunen bis hin zu den quasi-öffentli-
chen Wohlfahrtsverbänden) im Sinne eines 
neuen Managements sozialer Sicherheit 
einen Paradigmenwechsel von bürokrati-
scher Organisation und Planung zu einer 
Vernetzungsinstanz vollziehen. Eine Reso-
zialisierung der sozialpolitischen Großorga-
nisationen, die gerade in Deutschland lan-
ge Tradition haben, ist angesagt. Der erste 
Schritt innerhalb einer experimentellen In-
novationsstrategie ist die Entwicklung ent-
sprechender Diskussions- und Planungs-
formen, um nach einer Bestandsaufnahme 
der Potenziale die Ressourcen der lokalen 
Akteure zu bündeln. Durch die Vernetzung 
werden Synergieeffekte angestoßen, sodass 
neue innovative Projekte in verschiedenen 
Sozialfeldern generiert werden. Es wur-
de bereits auf die lokalen Allianzen etwa 
zu Themen wie „Beruf und Familie“ oder 

„Pflege und Beruf“ hingewiesen. Diese von 
Regierungsseite angestoßenen Netzwerke 
entfalten ihre lokale Wirkung sowohl durch 
eine Verzahnung der wesentlichen Akteu-
re als auch durch eine querschnittbezo-
gene Herangehensweise. Damit erodieren 
schrittweise traditionelle Abschottungen. 
Und auch wenn es keinen allgemeinen Ent-
wicklungspfad der Dienstleistungsproduk-
tion mehr gibt, ist die „zentrale Steuerungs-
metapher weder die Hierarchie noch der 
Markt (ist), sondern das Netzwerk und die 
intelligente Verknüpfung unterschiedlicher 
Steuerungsmodi“ (Jann 2006: 32). 

4 Fazit

Alle bislang vorliegenden Erfahrungen 
zeigen, dass der Wandel von Regulations-
strukturen nur über experimentell ausge-
richtete und manchmal konfliktreiche Pla-
nungs- und Gestaltungsprozesse möglich 
ist. Die Zusammenarbeit wird oft dadurch 
beeinträchtigt oder kommt überhaupt nicht 
zustande, weil einzelne Akteure befürch-
ten, übervorteilt zu werden. Der Staat hat 
sich so in eine Zwickmühle hinein manöv-
riert: Die Erwartungen gerade hinsichtlich 
der Absicherung elementarer Risiken sind 

bezeichnet werden (vgl. dazu die Beiträge 
in Hackenberg/Empter 2011 sowie Jansen 
et al. 2013). 

Soziale Dienstleister zwischen  
Gemeinnützigkeit und Rendite 

Insbesondere der Altenpflegebereich ist 
durch eine Vielzahl unterschiedlicher Or-
ganisationen mit hybridem Charakter ge-
prägt. Auch nach der durch das Pflegever-
sicherungsgesetz (SGB XI) eingeleiteten 
Aufhebung der Privilegierung der wohl-
fahrtsverbandlichen Anbieter werden noch 
immer knapp 60 % der stationären Pfle-
geplätze von freigemeinnützigen Trägern 
angeboten. Unterdurchschnittliche Wachs-
tumsquoten führten jedoch dazu, dass die 
privat-gewerblichen Anbieter in den letzten 
Jahren Marktanteile gewonnen haben. Dies 
gilt vor allem für die ambulante Pflege; hier 
werden mittlerweile 45 % aller Pflegebe-
dürftigen von ambulanten Diensten in pri-
vat-gewerblicher Trägerschaft betreut. Aus 
diesen Verschiebungen der Marktanteile 
kann jedoch weder pauschalierend auf eine 
Vermarktlichung des Sektors noch auf eine 
weiterhin hohe Dominanz gemeinnütziger 
Organisationen geschlossen werden. Hinter 
dieser Differenzierung verbirgt sich näm-
lich eine Vielzahl von Organisationen, de-
ren Zuordnung zu den einzelnen Anbieter-
typen durchaus zu hinterfragen ist. Dem 
Typus „wohlfahrtsverbandlich“ werden 
auch solche Organisationen zugeordnet, 
die durchaus erwerbswirtschaftliche Zie-
le verfolgen bzw. betriebswirtschaftlichen 
Maximen folgen. Im privat-gewerblichen 
Sektor finden sich sowohl Einrichtungen, 
die zu großen, zum Teil international agie-
renden und börsennotierten Konzernen mit 
erheblichen Renditeerwartungen gehören, 
als auch sehr kleine, fast familiär geführte 
Pflegeheime, die eher einen subsistenzwirt-
schaftlichen Charakter aufweisen. Hinzu 
kommt eine Reihe von Einrichtungen, die 
zwar einen öffentlichen Gesellschafter ha-
ben, aus verschiedensten Gründen jedoch 
nach privat-wirtschaftlichen Prinzipien 
und in entsprechenden Rechtsformen ge-
führt werden. Vor allem im Bereich der „al-
ternativen“ Wohn- und Versorgungsformen 
für ältere Menschen gibt es viele Initiativen 
und Organisationen, die sich im Hinblick 
auf Handlungsorientierung und den Grad 
der Professionalisierung von den etablier-
ten Anbietern unterscheiden (vgl. Schnei-
ders 2010). 
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Bereitschaft, soziale Ungleichheit inner-

halb ihrer Generation und zwischen den 

Generationen zu verringern, braucht man 

nicht unbedingt in Pessimismus verfal-

len. Die Politik darf sich aber nicht auf die 

Sanierung der öffentlichen Haushalte mit 

dem Trend zur Verschiebung der Verant-

wortung auf die Bürger und eine generelle 

Anspruchssenkung beschränken, sondern 

muss neue Strukturen schaffen. Dazu gehö-

ren neben dem Aufbau eines neuen Wohl-

fahrtsmix auch neue Zeitstrukturen, die auf 

lokaler Ebene sozial abgestimmte Zeittakte 

schaffen, die die Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf oder auch Pflege und Beruf und 

generell ein besseres Zusammenleben der 

Generationen gewährleisten.

Um solch anspruchsvolle Versorgungslö-

sungen realisieren zu können, muss jedoch 

in Deutschland und speziell auch in den 

Kommunen noch ein Klima der Innova-

tionsbereitschaft erzeugt werden. „Die Po-

litik muss innovativer denken; die sozial-

wirtschaftlichen/sozialunternehmerischen 

Anbieter der Einrichtungen müssen die 

Möglichkeiten nicht-stationärer Konzepte 

als Modernisierung ihres nicht nur archi-

tektonisch-wohnkonzeptionellen Designs, 

sondern auch ihrer normativen Handlungs-

logik begreifen und willentlich akzeptieren“ 

(Schulz-Nieswandt et al. 2012: 117 f.; vgl. 

auch Hüther/Naegele 2013). Ohne neue In-

itiativen des Bundes und der Länder dürfte 

dieser Politikwechsel kaum gelingen. Wenn 

auch die sozialräumliche Dimension sozi-

aler Versorgung insbesondere bei älteren 

Menschen erkannt wird und „Community 

Building“ ein Schlüsselwort für neue Ko-

operationen zwischen sozialen Diensten, 

Netzwerken, Kommunen und anderen Trä-

gern (bspw. der Wohnungswirtschaft) ge-

worden ist, bleiben noch viele Handlungs-

vorschläge im Konzeptionellen stecken. 

Dennoch hat sich eine lebendige Praxis ver-

netzten, altengerechten Wohnens in vielen 

Regionen entwickelt, die zunehmend auch 

aufgegriffen wird. Die „Best-Practice-Pro-

jekte“ ambulanter Versorgungs- und Pflege-

angebote als Zwischenschritt zwischen dem 

Verbleib in der Wohnung und der stationä-

ren Pflege in einer Einrichtung scheinen 

vor dem Hintergrund der wachsenden Zahl 

pflegebedürftiger Menschen in der Politik 

angekommen zu sein. 

in entwickelten Wohlfahrtsstaaten enorm 
hoch, während die Handlungsoptionen 
durch die Abhängigkeit von einer funktio-
nierenden Ökonomie und die enorme Ver-
schuldung der öffentlichen Haushalte im-
mer stärker begrenzt werden. „Als Ergebnis 
geht die Fähigkeit der Politik, gestaltend auf 
gesellschaftliche Problemlagen einzuwir-
ken, immer mehr zurück, was wiederum 
die ohnehin abnehmende Bereitschaft der 
Gesellschaft weiter verringert, dem Staat 
finanzielle Mittel zur Bearbeitung legitima-
tionsrelevanter gesellschaftlicher Probleme 
zuzugestehen. Die Folge ist ein Teufels-
kreis, in dem die schwindende Handlungs-
fähigkeit des Staates das Vertrauen der 
Gesellschaft in die Politik und damit die 
wichtigste Voraussetzung für eine Wieder-
herstellung der staatlichen Handlungsfä-
higkeit zunehmend untergräbt“ (Streeck/
Mertens 2010: 14; vgl. auch Heinze 2009). 

Genau in dem Moment, in dem von wohl-
fahrtsstaatlichen Arrangements vielfältige 
Leistungen erwartet werden, sinkt tenden-
ziell deren Niveau lässt die Hoffnung auf 
Verbesserung verblassen. Demgegenüber 
steigen die Armutsrisiken bei sinkendem 
Niveau – dies wird aufgrund der gebroche-
nen Erwerbsbiographien auch zunehmend 
ältere Personen treffen (Heinze 2011). Mit 
den Herausforderungen des demografi-
schen Wandels verbinden sich Zukunfts-
ängste, die zu der Position führen, alles 

„beim Alten“ lassen zu wollen oder eine 
Strategie der Problemverschiebung prä-
ferieren. Diese Haltung, die grob mit der 
Formel „Muddling through“ umschrieben 
werden kann, prägt insgesamt seit langem 
das politisch-administrative System in 
Deutschland. Mit einer klassischen „Weiter-
so-Strategie“ können die gesellschaftlich 
notwendigen Ordnungsleistungen der Po-
litik gerade im Feld der Demografie nicht 
mehr bewerkstelligt werden. Gefragt ist ein 
Umbauprozess in Richtung auf eine bes-
sere Balance zwischen Staat, Markt und 
aktiver Gesellschaft, wofür aber kein Dreh-
buch vorliegt. „Dialektisch führt der Weg 
vom aktivierenden Sozialstaat wieder zu-
rück – und zugleich vorwärts – zur aktiven 
Gesellschaft“ (Schwengel 2008: 329): „It´s 
the society stupid“. Mit Blick auf die Er-
gebnisse der Generali Altersstudie über die 
vorhandenen Potenziale der Älteren, deren 
gute Netzwerkeinbindung und auch deren 
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